
RGBl-2105171-Nr05-Einführungsgesetz des
Patentgesetzes vom 25. Mai 1877, geändert
am 07. April 1891

Einführungsgesetz des Patentgesetzes vom 25. Mai 1877,
geändert am 07. April 1891.

Gegeben am 17.05.2021, im Namen des Deutschen Reiches.
Änderungsstand: 24.04.2024 durch RGBl-2404071-Nr04– zu RGBl-2105171-Nr05.

In Kraft gesetzt am 25.05.2021 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes, was folgt:

 

Nr. 05

Der Bundesrath hat auf Grund §. 3. des Gesetzes über die Ermächtigung des Bundesraths zu
wirtschaftlichen Maßnahmen usw. vom 04. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S. 327) folgendes Gesetz
beschlossen.

Das Patentgesetz vom 25. Mai 1877, in Kraft getreten am 1. Juli 1877, geändert durch das
Patentgesetz vom 07. April 1891, wird zur Anpassung an die in den vergangenen mehr als
einhundert Jahren eingetretenen Umstände, wie folgt eingeführt.

Artikel 1.

Sämtliche Patente, die den Deutschen Patentämtern in jeglicher medialer Form von Stellen
überstellt werden, die Fremdmächten, Fremdverwaltungen, Selbstverwaltungen, Behörden,
Körperschaften und Organisationen zur Ausbeutung des Deutschen Volkes zuzurechnen sind,
unterliegen vorläufig dem Patentschutz, sind jedoch neu zu bewerten, ob sie den Anforderungen der
Ertheilung von Patenten entsprechen.

Artikel 2.

Für Patente, die §. 1. entsprechen,

1. sind keinesfalls Gebühren zu erheben, solange die Neubewertung nicht abgeschlossen ist,
2. wird die Neubewertung vorrangig durchgeführt, sollte einem Mitglied des Patentamtes die
unbefugte Benutzung des Gegenstands der Erfindung bekannt werden,
3. werden im Falle, daß die Neubewertung eines Patents zu dessen Erlöschen führt, laufende
Verfahren wegen Verletzung desselben eingestellt,
4. wird das Patent im Falle, daß kein berechtigter Patentinhaber mehr ausfindig zu machen ist, nach
Ermessen der Abtheilung, die für die Neubewertung zuständig ist, entweder an das Deutsche Reich
übertragen oder es erlischt,
5. wird die bisherige Dauer des Patents als die Dauer, die das Patent bereits bis zum 28.10.1918
nahm, oder anderenfalls als neu ertheilt festgelegt,
6. wird als Tag der Anmeldung der im eingegangenen Patent vermerkte Tag der Anmeldung
festgelegt,
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7. werden Gebühren nach Maßgabe des §. 8. des Patentgesetzes fällig ab dem Folgetag der
Bestätigung der Ertheilung im Zuge der Neubewertung, wenn ein berechtigter Patentinhaber
existiert.

Artikel 3.

§. 1.

§. 7. des Patentgesetzes wird für Patente, die Artikel 1. entsprechen, derart angewandt, daß deren
bisherige Dauer entsprechend Artikel 2. Nummer 5 festgelegt ist.

§. 2.

§. 39. des Patentgesetzes wird für Patente, die Artikel 1. entsprechen, außer Kraft gesetzt mit der
Wirkung, daß Verletzungen dieser Patente nicht verjähren.

§. 3. 

§. 14. Absatz 2 des Patentgesetzes wird ergänzt um nachfolgenden Text.
Im Falle, daß es sich um die Neubewertung eines bereits bestehenden Patents handelt, ist die
Beschlußfähigkeit der Abtheilung auch durch die Anwesenheit eines einzelnen Mitglieds gegeben.

§. 4.

§. 15. Absatz 2 des Patentgesetzes wird ergänzt um die Möglichkeiten der Zustellung per Post,
Fernkopie (Fax) und elektronischer Post (ePost oder EMail).

§. 5.

§. 16. des Patentgesetzes erhält nachfolgenden Zusatztext.
Sollte das Patentamt nicht sowohl über Abtheilungen, als auch Mitglieder derselben, welche bei dem
angefochtenen Beschlüsse nicht mitgewirkt haben, verfügen, so wird die Beschwerde zur
Beschlußfassung dem Bundesrathe vorgelegt. 

§. 6.

In §. 5. Absatz 2 des Patentgesetzes wird die Formulierung “für das Heer oder für die Flotte” ersetzt
durch “für militärische Zwecke”,
in §. 19. Absatz 3 und §. 23. Absatz 2 des Patentgesetzes wird die Formulierung “die Zwecke des
Heeres oder der Flotte” ersetzt durch “militärische Zwecke”.

 

Artikel 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.

Gegeben zu Berlin, den 17. Mai 2021

 

Reichsgesetzblatt “RGBl-2105171-Nr05-Einfuehrungsgesetz-betreffend-Patentgesetz” Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBl-2105171-Nr05-Einfuehrungsgesetz-betreffend-Patentgesetz” D

https://deutscher-reichsanzeiger.de/2021/Amtsblatt/RGBl-2105171-Nr05-Einfuehrungsgesetz-betreffend-Patentgesetz.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/2021/Amtsblatt/RGBl-2105171-Nr05-Einfuehrungsgesetz-betreffend-Patentgesetz.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/2021/Druck/RGBl-2105171-Nr05-Einfuehrungsgesetz-betreffend-Patentgesetz_D.pdf


Amtsschrift ist Frakturschrift: die Sie hier finden: FRAKTUR.TTF – diese bitte in den Ordner Windows/Fonts kopieren – Schrift wird
installiert

Abstimmung zu nachfolgenden
Änderungsanträgen bezüglich des
Bundesrathes

Abstimmung zu nachfolgenden Änderungsanträgen bezüglich des Bundesrathes

Zustimmung zum Neuentwurf des Antrages als Bevollmächtigter des
Bundesrathes;
Zustimmung zur Aktualisierung der Hausordnung vom Bundesrath;

Zustimmung zu nachfolgenden Änderungsanträgen bezüglich Urkunden und
Formulierungen

Zustimmung zum Neuentwurf der Reichs- und Staatsangehörigkeitsurkunden;
Zustimmung zur Korrektur des Krankenkassengesetz “Einführungsgesetz”;

RGBl-1706281-Nr18 Gesetz, betreffend die
Einführung des Krankenversicherungsgesetz,
Änderungsstand 01. Januar 1893

RGBl-1706281-Nr18 Gesetz, betreffend die Einführung des Krankenversicherungsgesetz,
Änderungsstand 01. Januar 1893

verordnet am 28.06.2017, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 01.07.2017 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 18

Artikel 1.

Alle  Rechte  und  Pflichten,  die  im  Krankenversicherungsgesetz  RGBl  Nr.  1496,  für
Ortskrankenkassen und Gemeindeversicherungen angesetzt wurden, gehen mit Inkrafttreten dieses
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Gesetzes auf die Deutsche Gesundheitskasse über.
Der  Deutschen  Gesundheitskasse,  kurz  DeGeka,  obliegt  es,  ob  sie  aus  sich  heraus
Ortskrankenkassen und Gemeindeversicherungen einrichten wird.  Hierzu ist  in allen Fällen die
Genehmigung der oberen Aufsichtsbehörde einzuholen.

Artikel 2.

In  §  51.  Absatz  1,  werden die  Worte  „zu zwei  Dritteln  auf  diese,  zu  einem Drittel  auf  ihren
Arbeitgeber.“ ersetzt durch folgende Worte:

„zu fünf Zehntel auf diese, zu fünf Zehntel auf ihren Arbeitgeber.“.

Artikel 3.

In § 53. Satz 1, wird das Wort „Drittels“ ersetzt durch das folgende Wort:

„fünf Zehntel“.

Artikel 4.

In § 54. Absatz 2 Punkt 2 letzter Satz, wird das Wort „Drittel“ ersetzt durch das folgende Wort:

„fünf Zehntel“.

Artikel 5.

In § 65. Absatz 1, wird das Wort „Drittel“ ersetzt durch das folgende Wort:

„fünf Zehntel“.

Artikel 6.

Das Inkrafttreten dieses Gesetzes, wird auf den 01.07.2017 bestimmt.
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RGBl-1701191-Nr04 betreffend Änderung
vom Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch
(EGStGB)

Änderungsgesetz, betreffend dem Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch (EGStGB)
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gegeben am 21.01.2017, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 23.01.2017 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 04

Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch (EGStGB), Bundesgesetzblatt des Norddeutschen
Bundes Band 1870, Nr. 16, Seite 195 – 196, wird wie folgt geändert.

§ 1.

Die Worte Norddeutsche Bund wird mit den Worten Deutsches Reich ausgetauscht.

§ 2.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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Übersicht von Einführungsgesetzen

Einführungsgesetz (EG)

bezeichnet das Reichsgesetzblatt durch welches einzelne Gesetze oder Gesetzesbücher in den
Geltungsbereich eingeführt werden. Darin kann der Geltungsbereich näher bestimmt sein, ist dies
nicht der Fall, so gilt der Geltungsbereich, der durch die Verfassung festgelegt ist, sowie das was
sich aus den Reichsgesetzblättern ergibt.

Einführungsgesetz des Bürgerlichen Gesetzbuches “EGBGB” 
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-des-buergerlichen-gesetzbuch-egbgb/

Einführungsgesetz der Civilprozeßordnung “EGCPO” aktuell “ZPO”
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-der-civilprozessordnung-egcpo-egzpo/

Einführungsgesetz der Strafprozeßordnung “EGStPO”
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zur-strafprozessordnung-egstpo/

Einführungsgesetz zur Straßenverkehrsordnung “EGSVO”
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl-1604071-nr12-einfuehrungsgesetz-zum-rstvg/

Einführungsgesetz der Militärstrafgesetzbuch für das Deutsche Reich “MStGB”
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zum-militaer-strafgesetzbuche-fuer-da
s-deutsche-reich/
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Einführungsgesetz des Strafgesetzbuches
“EGStGB”https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zum-militaer-strafgesetzbuc
he-fuer-das-deutsche-reich/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zum-strafgesetzbuch-fuer-das-deutsch
e-reich-egstgb/

Einführunggesetz des Handelsgesetzbuches
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zum-handelsgesetzbuch/

Einführungsgesetz der Zwangsversteigerung und der Zwangsverwaltung
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zu-dem-gesetz-ueber-die-zwangsverste
igerung-und-die-zwangsverwaltung/

Einführungsgesetz über den Versicherungsvertrag

Einführungsgesetz des Krankenversicherungsgesetzes

RGBl-1604071-Nr12-Einfuehrungsgesetz-zur-
StVO (Straßenverkehrsordnung)

Gesetz, betreffend die Durchführung der
Straßenverkehrsordnung in Deutschlannd (Einführungsgesetz)

gegeben am 07.04.2016, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 16.04.2016 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 12

§ 1.

Gesetze,  betreffend  der  Durchführung  der  Straßenverkehrsordnung,  die  außerhalb  des
Rechtskreises des Deutschen Reichs, Stand 28. Oktober 1918, für Straßenverkehr verordnet wurde,
werden  bis  auf  weiteres  ihre  Gültigkeit  behalten.  Hierzu  ist  der  Staatssekretär  im
Reichsverkehrsamt  aufgefordert  die  betreffenden  Gesetze,  in  den  Rechtskreis  des  Deutschen
Reiches zu übertragen und im Deutschen Reichsanzeiger veröffentlichen zu lassen.

§ 2.

Die hoheitlichen Rechte sind mit “Gesetz RGBl-1006279-Nr25-Gesetz-Eigentum-Reichsstrassen” vom
15. Juni 2011 ersatzlos auf das Deutsche Reich übergegangen. Es gilt uneingeschränkt Deutsches
Reichsrecht.  Womit  die Pflichten der derzeitigen Verwaltungen solange erhalten bleibt,  bis  die
staatliche Reichsordnung wieder hergestellt ist.

§ 3.

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zum-strafgesetzbuch-fuer-das-deutsche-reich-egstgb/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zum-strafgesetzbuch-fuer-das-deutsche-reich-egstgb/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/eghgb/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zu-dem-gesetz-ueber-die-zwangsversteigerung-und-die-zwangsverwaltung/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/einfuehrungsgesetz-zu-dem-gesetz-ueber-die-zwangsversteigerung-und-die-zwangsverwaltung/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl-1604071-nr12-einfuehrungsgesetz-zum-rstvg/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl-1604071-nr12-einfuehrungsgesetz-zum-rstvg/


Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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RGBl-1604071-Nr12-Einfuehrungsgesetz-zur-
StVO (Straßenverkehrsordnung)

Gesetz, betreffend die Durchführung der
Straßenverkehrsordnung in Deutschlannd (Einführungsgesetz)

gegeben am 07.04.2016, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 16.04.2016 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 12

§ 1.

Gesetze,  betreffend  der  Durchführung  der  Straßenverkehrsordnung,  die  außerhalb  des
Rechtskreises des Deutschen Reichs, Stand 28. Oktober 1918, für Straßenverkehr verordnet wurde,
werden  bis  auf  weiteres  ihre  Gültigkeit  behalten.  Hierzu  ist  der  Staatssekretär  im
Reichsverkehrsamt  aufgefordert  die  betreffenden  Gesetze,  in  den  Rechtskreis  des  Deutschen
Reiches zu übertragen und im Deutschen Reichsanzeiger veröffentlichen zu lassen.

§ 2.

Die hoheitlichen Rechte sind mit “Gesetz RGBl-1006279-Nr25-Gesetz-Eigentum-Reichsstrassen” vom
15. Juni 2011 ersatzlos auf das Deutsche Reich übergegangen. Es gilt uneingeschränkt Deutsches
Reichsrecht.  Womit  die Pflichten der derzeitigen Verwaltungen solange erhalten bleibt,  bis  die
staatliche Reichsordnung wieder hergestellt ist.

§ 3.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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RGBl-1502061-Nr02-
Ausfuehrungsverordnung-
Personenstandsgesetz bzw.
Personenstandsregister

Gesetz, betreffend die Ausführung des Gesetzes über die Beurkundung des
Personenstandes und die Eheschließung

gegeben am 06.02.2015, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 27.03.2015 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 02

§ 1.

Im Sinne § 83 des Gesetzes über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung,
RgBl Band 1875, Nr. 4 vom 06. Februar 1875, ist das Reichs- und Bundespräsidium die oberste
Zentralbehörde  aller  Standesämter,  höheren  Verwaltungsbehörden  und  unteren
Verwaltungsbehörden.

§ 2.

Es wird das Standesamt Deutschland im Deutschen Reich eingerichtet, das bis zur Herstellung der
Handlungsfähigkeit der Bundesstaaten alle personenbezogenen Daten in den jeweiligen Registern
verwaltet und die Register so führt, daß diese je nach Entwicklung der einzelnen Bundesstaaten
lückenlos  übertragen  werden  können.  Die  Ernennung  der  Standesbeamten  erfolgt  nach  den
aktuellen Vorschriften und Gesetzen des Deutschen Reiches.

§ 3.

Allen  gewerblich  handelnden  Standesbeamten  und  deren  Aufsichtsbehörden,  deren  Urkunden,
Dokumente und Vorschriften, mangelt es an der staatsrechtlichen Legitimation und Anerkennung.
Diese kann erworben werden, wenn die dafür eingerichteten Rechtsvorschriften des Deutschen
Reiches erfüllt wurden.

§ 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch /
EGHGB vom 10.05.1897
Titel: Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuche.

Fundstelle: Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1897, Nr. 23, Seite 437
– 454

Fassung vom: 10. Mai 1897
Bekanntmachung: 21. Mai 1897
Quelle: Scan auf Commons

(Nr. 2389.) Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuche. Vom 10. Mai 1897.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

Artikel 1.

Das Handelsgesetzbuch tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft.
Der sechste Abschnitt des ersten Buches des Handelsgesetzbuchs tritt mit Ausnahme des §. 65
am 1. Januar 1898 in Kraft.
Der siebente Abschnitt des dritten Buches des Handelsgesetzbuchs kann durch Kaiserliche
Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths vor dem im Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt in
Kraft gesetzt werden.

Artikel 2.

In Handelssachen kommen die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs nur insoweit zur
Anwendung, als nicht im Handelsgesetzbuch oder in diesem Gesetz ein Anderes bestimmt ist.
Im Uebrigen werden die Vorschriften der Reichsgesetze durch das Handelsgesetzbuch nicht
berührt.

Artikel 3.

Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesgesetzen auf Vorschriften des Allgemeinen Deutschen
Handelsgesetzbuchs verwiesen ist, treten die entsprechenden Vorschriften des
Handelsgesetzbuchs an deren Stelle.

Artikel 4.

Die nach dem bürgerlichen Rechte mit einer Eintragung in das Güterrechtsregister
verbundenen Wirkungen treten, sofern ein Ehegatte Kaufmann ist und seine
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Handelsniederlassung sich nicht in dem Bezirke des für den Wohnsitz des Ehemanns
zuständigen Registergerichts befindet, in Ansehung der auf den Betrieb des Handelsgewerbes
sich beziehenden Rechtsverhältnisse nur ein, wenn die Eintragung auch in das
Güterrechtsregister des für den Ort der Handelsniederlassung zuständigen Gerichts erfolgt
ist. Bei mehreren Niederlassungen genügt die Eintragung in das Register des Ortes der
Hauptniederlassung.
Wird die Niederlassung verlegt, so finden die Vorschriften des §. 1559 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.

Artikel 5.

Auf Bergwerksgesellschaften, die nach den Vorschriften der Landesgesetze nicht die Rechte
einer juristischen Person besitzen, findet der §. 2 des Handelsgesetzbuchs keine Anwendung.

Artikel 6.

Die Vorschriften der §§. 474, 475 des Handelsgesetzbuchs finden auch im Falle der
Veräußerung eines Seeschiffs, das nicht zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmt ist, sowie
im Falle der Veräußerung eines Antheils an einem solchen Schiffe Anwendung.

Artikel 7.

Die Vorschriften des §. 485 und des §. 486 Abs. 1 Nr. 3 des Handelsgesetzbuchs über die
Haftung des Rheders für das Verschulden einer Person der Schiffsbesatzung sowie die
Vorschriften der §§. 734 bis 739 des Handelsgesetzbuchs über die Haftung im Falle des
Zusammenstoßes von Schiffen finden auch Anwendung, wenn die Verwendung eines Schiffes
zur Seefahrt nicht des Erwerbes wegen erfolgt.

Artikel 8.

Aufgehoben werden:

1. das Gesetz, betreffend die Löschung nicht mehr bestehender Firmen und Prokuren im
Handelsregister, vom 30. März 1888 (Reichs-Gesetzbl. S. 129);
2. der Artikel 80 der Wechselordnung;
3. der §. 68 der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 (Reichs-Gesetzbl. S. 409);
4. der §. 86 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Unfallversicherung der Seeleute und anderer
bei der Seeschiffahrt betheiligter Personen, vom 13. Juli 1887 (Reichs-Gesetzbl. S. 323).

Artikel 9.

Die Gewerbeordnung wird dahin geändert:

I. Als §. 15a werden folgende Vorschriften eingestellt:

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/buergerliches-gesetzbuch-buch-4/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/buergerliches-gesetzbuch-buch-4/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/handelsgesetzbuch/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/handelsgesetzbuch/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/handelsgesetzbuch/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/handelsgesetzbuch/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/handelsgesetzbuch/
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_L%C3%B6schung_nicht_mehr_bestehender_Firmen_und_Prokuren_im_Handelsregister
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_L%C3%B6schung_nicht_mehr_bestehender_Firmen_und_Prokuren_im_Handelsregister
https://de.wikisource.org/wiki/Allgemeine_Deutsche_Wechselordnung#Artikel_80.
https://de.wikisource.org/wiki/Seemannsordnung#§._68.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_Unfallversicherung_der_Seeleute_und_anderer_bei_der_Seeschiffahrt_betheiligter_Personen#§._86.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_Unfallversicherung_der_Seeleute_und_anderer_bei_der_Seeschiffahrt_betheiligter_Personen#§._86.
https://de.wikisource.org/wiki/Bekanntmachung,_betreffend_die_Redaktion_der_Gewerbeordnung_f%C3%BCr_das_Deutsche_Reich#§._15.
https://de.wikisource.org/wiki/Bekanntmachung,_betreffend_die_Redaktion_der_Gewerbeordnung_f%C3%BCr_das_Deutsche_Reich#§._15.


Gewerbetreibende, die einen offenen Laden haben oder Gast- oder Schankwirthschaft
betreiben, sind verpflichtet, ihren Familiennamen mit mindestens einem
ausgeschriebenen Vornamen an der Außenseite oder am Eingange des Ladens oder der
Wirthschaft in deutlich lesbarer Schrift anzubringen.
Kaufleute, die eine Handelsfirma führen, haben zugleich die Firma in der bezeichneten
Weise an dem Laden oder der Wirthschaft anzubringen; ist aus der Firma der
Familienname des Geschäftsinhabers mit dem ausgeschriebenen Vornamen zu ersehen,
so genügt die Anbringung der Firma.
Auf offene Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften und
Kommanditgesellschaften auf Aktien finden diese Vorschriften mit der Maßgabe
Anwendung, daß für die Namen der persönlich haftenden Gesellschafter gilt, was in
Betreff der Namen der Gewerbetreibenden bestimmt ist.
Sind mehr als zwei Betheiligte vorhanden, deren Namen hiernach in der Aufschrift
anzugeben wären, so genügt es, wenn die Namen von zweien mit einem das
Vorhandensein weiterer Betheiligter andeutenden Zusatz aufgenommen werden. Die
Polizeibehörde kann im einzelnen Falle die Angabe der Namen aller Betheiligter
anordnen.

II. Als §. 133f wird folgende Vorschrift eingestellt:

Eine Vereinbarung zwischen dem Gewerbeunternehmer und einem der im §. 133a
bezeichneten Angestellten, durch die der Angestellte für die Zeit nach der Beendigung
des Dienstverhältnisses in seiner gewerblichen Thätigkeit beschränkt wird, ist für den
Angestellten nur insoweit verbindlich, als die Beschränkung nach Zeit, Ort und
Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet, durch welche eine unbillige Erschwerung
seines Fortkommens ausgeschlossen wird.
Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Angestellte zur Zeit des Abschlusses
minderjährig ist.

III. Der §. 148 erhält folgenden Zusatz:

14. wer den Vorschriften des §. 15a zuwiderhandelt.

Artikel 10.

Das Gesetz, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, vom 1. Mai 1889
(Reichs-Gesetzbl. S. 55) wird dahin geändert:

https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_Ab%C3%A4nderung_der_Gewerbeordnung._Vom_1._Juni_1891#§._133e.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_Ab%C3%A4nderung_der_Gewerbeordnung._Vom_1._Juni_1891#§._133e.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_Ab%C3%A4nderung_der_Gewerbeordnung._Vom_1._Juni_1891#§._146a.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_Erwerbs-_und_Wirthschaftsgenossenschaften
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_Erwerbs-_und_Wirthschaftsgenossenschaften


I. An die Stelle des §. 13 tritt folgende Vorschrift:

Vor der Eintragung in das Genossenschaftsregister ihres Sitzes hat die Genossenschaft
die Rechte einer eingetragenen Genossenschaft nicht.

II. Der §. 16 Abs. 4 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Der Beschluß hat keine rechtliche Wirkung, bevor er in das Genossenschaftsregister des
Sitzes der Genossenschaft eingetragen ist.

III. Der §. 23 Abs. 4 fällt weg.
IV. An die Stelle der §§. 28, 29 treten folgende Vorschriften:

§. 28.

Jede Aenderung des Vorstandes sowie die Beendigung der
Vertretungsbefugniß eines Vorstandsmitgliedes ist durch den Vorstand zur
Eintragung in das Genossenschaftsregister anzumelden. Eine Abschrift der
Urkunden über die Bestellung oder über die Beendigung der
Vertretungsbefugniß eines Vorstandsmitgliedes ist der Anmeldung
beizufügen und wird bei dem Gericht aufbewahrt.
Die Vorstandsmitglieder haben ihre Unterschrift vor dem Gerichte zu
zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen.

§. 29.

Eine Aenderung des Vorstandes, eine Beendigung der Vertretungsbefugniß
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eines Vorstandsmitgliedes sowie eine Aenderung des Statuts rücksichtlich
der Form für Willenserklärungen des Vorstandes kann, solange sie nicht in
das Genossenschaftsregister eingetragen und öffentlich bekannt gemacht ist,
von der Genossenschaft einem Dritten nicht entgegengesetzt werden, es sei
denn, daß dieser von der Aenderung oder Beendigung Kenntniß Hatte.
Nach der Eintragung und Bekanntmachung muß der Dritte die Aenderung
oder Beendigung gegen sich gelten lassen, es sei denn, daß er sie weder
kannte noch kennen mußte.
Für den Geschäftsverkehr mit einer in das Genossenschaftsregister
eingetragenen Zweigniederlassung ist im Sinne dieser Vorschriften die
Eintragung und Bekanntmachung durch das Gericht der Zweigniederlassung
entscheidend.

V. Der §. 49 Abs. 1 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Ein Beschluß der Generalversammlung kann wegen Verletzung des Gesetzes oder
des Statuts im Wege der Klage angefochten werden. Die Klage muß binnen einem
Monat erhoben werden.
Zur Anfechtung befugt ist jeder in der Generalversammlung erschienene Genosse,
sofern er gegen den Beschluß Widerspruch zum Protokoll erklärt hat, und jeder
nicht erschienene Genosse, sofern er zu der Generalversammlung unberechtigter
Weise nicht zugelassen worden ist oder sofern er die Anfechtung darauf gründet,
daß die Berufung der Versammlung oder die Ankündigung des Gegenstandes der
Beschlußfassung nicht gehörig erfolgt sei. Außerdem ist der Vorstand und, wenn
der Beschluß eine Maßregel zum Gegenstände hat, durch deren Ausführung sich
die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsraths strafbar oder den Gläubigern
der Genossenschaft haftbar machen würden, jedes Mitglied des Vorstandes und
des Aufsichtsraths zur Anfechtung befugt.

VI. Im §. 49 Abs. 4 wird das Wort „ungültig“ ersetzt durch das Wort „nichtig“.
VII. Im §. 80 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „vom Vorstande“ ersetzt durch die Worte:

„von den Liquidatoren“.

VIII. Der §. 82 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Die ersten Liquidatoren sind durch den Vorstand, jede Aenderung in den Personen
der Liquidatoren, sowie eine Beendigung ihrer Vertretungsbefugniß ist durch die
Liquidatoren zur Eintragung in das Genossenschaftsregister anzumelden. Eine
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Abschrift der Urkunden über die Bestellung der Liquidatoren oder über die
Aenderung in den Personen derselben ist der Anmeldung beizufügen und wird bei
dem Gericht aufbewahrt.
Die Eintragung, der gerichtlichen Ernennung oder Abberufung von Liquidatoren
geschieht von Amtswegen.
Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift persönlich vor dem Gerichte zu zeichnen
oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen.

IX. Der §. 87 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Die Liquidatoren haben die aus den §§. 26, 27, §. 31 Absatz 1, §. 32, §§. 42 bis 45, §.
46 Absatz 2, §. 49 sich ergebenden Rechte und Pflichten des Vorstandes und
unterliegen gleich diesem der Ueberwachung des Aufsichtsraths. Sie haben sofort
bei Beginn der Liquidation und demnächst in jedem Jahre eine Bilanz aufzustellen.
Die erste Bilanz ist zu veröffentlichen; die Bekanntmachung ist zu dem
Genossenschaftsregister einzureichen.

X. Der §. 88 Abs. 2 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Meldet sich ein bekannter Gläubiger nicht, so ist der geschuldete Betrag, wenn die
Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden ist, für den Gläubiger zu hinterlegen.
Ist die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder ist eine
Verbindlichkeit streitig, so darf die Vertheilung des Vermögens nur erfolgen, wenn
dem Gläubiger Sicherheit geleistet ist.

XI. Der sechste Abschnitt erhält folgende Ueberschrift:

„Auflösung und Nichtigkeit der Genossenschaft. “.

Am Schlusse dieses Abschnitts werden folgende Vorschriften eingestellt:

§. 90a.
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Enthält das Statut nicht die für dasselbe wesentlichen Bestimmungen oder
ist eine dieser Bestimmungen nichtig, so kann jeder Genosse und jedes
Mitglied des Vorstandes und des Aufsichtsraths im Wege der Klage
beantragen, daß die Genossenschaft für nichtig erklärt werde.

§. 90b.

Als wesentlich im Sinne des §. 90a gelten die in den §§. 6, 7 und 125
bezeichneten Bestimmungen des Statuts mit Ausnahme derjenigen über die
Beurkundung der Beschlüsse der Generalversammlung und den Vorsitz in
dieser sowie über die Grundsätze für die Aufstellung und Prüfung der Bilanz.
Ein Mangel, der eine hiernach wesentliche Bestimmung des Statuts betrifft,
kann durch einen den Vorschriften dieses Gesetzes über Aenderungen des
Statuts entsprechenden Beschluß der Generalversammlung geheilt werden.
Die Berufung der Generalversammlung erfolgt, wenn sich der Mangel auf
die Bestimmungen über die Form der Berufung bezieht, durch Einrückung in
diejenigen öffentlichen Blätter, welche für die Bekanntmachung der
Eintragungen in das Genossenschaftsregister des Sitzes der Genossenschaft
bestimmt sind.
Betrifft bei einer Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht der Mangel
die Bestimmungen über die Haftsumme, so darf durch die zur Heilung des
Mangels beschlossenen Bestimmungen der Gesammtbetrag der von den
einzelnen Genossen übernommenen Haftung nicht vermindert werden.

§. 90c.

Das Verfahren über die Klage auf Nichtigkeitserklärung und die Wirkungen
des Urtheils bestimmen sich nach den Vorschriften des §. 49 Absatz 3 bis 5
und des §. 50.



§. 90d.

Ist die Nichtigkeit einer Genossenschaft in das Genossenschaftsregister
eingetragen, so finden zum Zwecke der Abwickelung ihrer Verhältnisse die
für den Fall der Auflösung geltenden Vorschriften entsprechende
Anwendung.
Die Wirksamkeit der im Namen der Genossenschaft mit Dritten
vorgenommenen Rechtsgeschäfte wird durch die Nichtigkeit nicht berührt.
Soweit die Genossen eine Haftung für die Verbindlichkeiten der
Genossenschaft übernommen haben, sind sie verpflichtet, die zur
Befriedigung der Gläubiger erforderlichen Beträge nach Maßgabe der
Vorschriften des folgenden Abschnitts zu leisten.

XII. Im §. 116 Abs. 2 werden die Schlußworte „ohne daß den letzteren die Einrede der
Theilung zusteht“ gestrichen.
XIII. Der §. 117 Abs. 3 wird gestrichen.
XIV. Der §. 127 Abs. 1 erhält folgenden Zusatz:

Bekannte Gläubiger sind durch besondere Mittheilung zur Anmeldung
aufzufordern.

XV. Der §. 148 Abs. 3 fällt weg.
XVI. Der §. 152 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Die Mitglieder des Vorstandes sind von dem Gerichte (§. 10) zur Befolgung der im
§. 8 Absatz 2, §. 14, §§. 28, 30, §. 59 Absatz 2, §. 61, §. 76 Absatz 2, §. 77 Absatz 2
enthaltenen Vorschriften durch Ordnungsstrafen anzuhalten; die einzelne Strafe
darf den Betrag von dreihundert Mark nicht übersteigen. In gleicher Weise sind
die Mitglieder des Vorstandes und die Liquidatoren zur Befolgung der im §. 31
Absatz 2, §. 45, §. 46 Absatz 2, §. 49 Absatz 4 und 5, §. 82, §. 83 Absatz 2, §. 87
Absatz 1, §. 148 Absatz 2 enthaltenen Vorschriften anzuhalten.
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Artikel 11.

Das Gesetz, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, vom 20. April 1892
(Reichs-Gesetzbl. S. 477) wird dahin geändert:

I. Der §. 7 Abs. 1 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Gesellschaft ist bei dem Gerichte, in dessen Bezirke sie ihren Sitz hat, zur
Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

II. Der §. 8 Abs. 3 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Geschäftsführer haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu
zeichnen.

III. Der §. 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Die Ansprüche auf Grund der vorstehenden Bestimmungen verjähren in fünf Jahren seit
der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister.

IV. Der §. 10 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Bei der Eintragung in das Handelsregister sind die Firma und der Sitz der Gesellschaft,
der Gegenstand des Unternehmens, die Höhe des Stammkapitals, der Tag des
Abschlusses des Gesellschaftsvertrages und die Personen der Geschäftsführer
anzugeben.
Enthält der Gesellschaftsvertrag besondere Bestimmungen über die Zeitdauer der
Gesellschaft oder über die Befugniß der Geschäftsführer oder der Liquidatoren zur
Vertretung der Gesellschaft, so sind auch diese Bestimmungen einzutragen.
In die Veröffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht wird, sind außer
dem Inhalte der Eintragung die nach §. 5 Absatz 4 getroffenen Festsetzungen und,
sofern der Gesellschaftsvertrag besondere Bestimmungen über die Form enthält, in
welcher öffentliche Bekanntmachungen der Gesellschaft erlassen werden, auch diese
Bestimmungen aufzunehmen.

V. An die Stelle des §. 11 Abs. 1 tritt folgende Vorschrift:
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Vor der Eintragung in das Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft besteht die
Gesellschaft mit beschränkter Haftung als solche nicht.

VI. Der §. 12 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Auf die Anmeldung der Gesellschaft zur Eintragung in das Handelsregister eines
Gerichts, in dessen Bezirke sie eine Zweigniederlassung besitzt, finden die
Bestimmungen im §. 8 Absatz 1 und 2 keine Anwendung. Der Anmeldung ist eine von
dem Gerichte der Hauptniederlassung beglaubigte Abschrift des Gesellschaftsvertrages
und der Liste der Gesellschafter beizufügen.
Die Eintragung hat die im §. 10 Absatz 1 und 2 bezeichneten Angaben zu enthalten. In
die Veröffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht wird, sind auch die
im §. 10 Absatz 3 bezeichneten Bestimmungen aufzunehmen, die nach §. 5 Absatz 4
getroffenen Festsetzungen jedoch nur dann, wenn die Eintragung innerhalb der ersten
zwei Jahre nach der Eintragung in das Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft
erfolgt.

VII. Der §. 15 Abs. 3 Satz 2 fällt weg.
VIII. Der §. 20 Abs. 2 fällt weg.
IX. Im §. 23 und im §. 27 Abs. 2 werden die Worte: „durch einen Makler oder zur Vornahme
von Versteigerungen befugten Beamten öffentlich verkaufen“ ersetzt durch die Worte:

„im Wege öffentlicher Versteigerung verkaufen“.

X. An die Stelle des §. 39 treten folgende Vorschriften:

Jede Aenderung in den Personen der Geschäftsführer sowie die Beendigung der
Vertretungsbefugniß eines Geschäftsführers ist zur Eintragung in das Handelsregister
anzumelden.
Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunden über die Bestellung der Geschäftsführer
oder über die Beendigung der Vertretungsbefugniß beizufügen. Diese Bestimmung
findet auf die Anmeldung zum Handelsregister einer Zweigniederlassung keine
Anwendung.
Die Geschäftsführer haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu
zeichnen.

XI. Der §. 40 fällt weg.
XII. Im §. 53 werden die Worte: „nach den Artikeln 224 bis 226 Absatz 1 des
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Handelsgesetzbuchs“ ersetzt durch die Worte:

„nach §. 243 Absatz 1, 2, 4, §§. 244 bis 248 und §. 249 Absatz 1, 2 des Handelsgesetzbuchs“.

XIII. An die Stelle des §. 55 treten folgende Vorschriften:

Die Abänderung des Gesellschaftsvertrages ist zur Eintragung in das Handelsregister
anzumelden.
Bei der Eintragung genügt, sofern nicht die Abänderung die im §. 19 Absatz 1 und 2
bezeichneten Angaben betrifft, die Bezugnahme auf die bei dem Gerichte eingereichten
Urkunden über die Abänderung. Die öffentliche Bekanntmachung findet in Betreff aller
Bestimmungen statt, auf welche sich die im §. 10 Absatz 3 und im §. 12
vorgeschriebenen Veröffentlichungen beziehen.
Die Abänderung hat keine rechtliche Wirkung, bevor sie in das Handelsregister des
Sitzes der Gesellschaft eingetragen ist.

XIV. Als §. 59a wird folgende Vorschrift eingestellt:

Auf die Anmeldungen zu dem Handelsregister eines Gerichts, in dessen Bezirke die
Gesellschaft eine Zweigniederlassung besitzt, finden die Bestimmungen im §. 58 Absatz
2, Absatz 3 Nr. 1 und im §. 59 Absatz 1 Nr. 4 keine Anwendung.

XV. Der fünfte Abschnitt erhält die Ueberschrift:

„Auflösung und Nichtigkeit der Gesellschaft.“.

XVI. An die Stelle des §. 60 Abs. 1 Nr. 4 tritt folgende Vorschrift:

4. durch die Eröffnung des Konkursverfahrens; wird das Verfahren nach Abschluß eines
Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf Antrag des Gemeinschuldners eingestellt, so können
die Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft beschließen.

XVII. Der §. 64 Abs. 3 fällt weg.
XVIII. An die Stelle des §. 65 treten folgende Vorschriften:

Die Auflösung der Gesellschaft ist außer dem Falle des Konkursverfahrens zur
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Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Das Gleiche gilt von einer Fortsetzung
der Gesellschaft in den im §. 60 Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Fällen.
Die Auflösung ist von den Liquidatoren zu drei verschiedenen Malen durch die im §. 30
Absatz 2 bezeichneten öffentlichen Blätter bekannt zu machen. Durch die
Bekanntmachung sind zugleich die Gläubiger der Gesellschaft aufzufordern, sich bei
derselben zu melden.

XIX. Der §. 67 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:

Die ersten Liquidatoren sind durch die Geschäftsführer, jede Aenderung in den Personen
der Liquidatoren sowie eine Beendigung ihrer Vertretungsbefugniß ist durch die
Liquidatoren zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.
Der Anmeldung ist eine Abschrift der Urkunden über die Bestellung der Liquidatoren
oder über die Aenderung in den Personen derselben beizufügen. Diese Vorschrift findet
auf die Anmeldung zum Handelsregister einer Zweigniederlassung keine Anwendung.
Die Eintragung der gerichtlichen Ernennung oder Abberufung von Liquidatoren
geschieht von Amtswegen.
Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu
zeichnen.

XX. Der §. 69 fällt weg.
XXI. An die Stelle des §. 74 Abs. 2 treten folgende Vorschriften:

Meldet sich ein bekannter Gläubiger nicht, so ist der geschuldete Betrag, wenn die
Berechtigung zur Hinterlegung vorhanden ist, für den Gläubiger zu hinterlegen. Ist die
Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder ist eine
Verbindlichkeit streitig, so darf die Vertheilung des Vermögens nur erfolgen, wenn dem
Gläubiger Sicherheit geleistet ist.

XXII. Hinter den §. 75 werden im fünften Abschnitte folgende Vorschriften eingestellt:

§. 75a.
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Enthält der Gesellschaftsvertrag nicht die nach §. 3 Absatz 1 wesentlichen
Bestimmungen oder ist eine dieser Bestimmungen nichtig, so kann jeder
Gesellschafter, jeder Geschäftsführer und, wenn ein Aufsichtsrath bestellt
ist, jedes Mitglied des Aufsichtsraths im Wege der Klage beantragen, daß die
Gesellschaft für nichtig erklärt werde.
Die Vorschriften der §§. 272, 273 des Handelsgesetzbuchs finden
entsprechende Anwendung.

§. 75b.

Ein Mangel, der die Bestimmungen über die Firma oder den Sitz der
Gesellschaft oder den Gegenstand des Unternehmens betrifft, kann durch
einstimmigen Beschluß der Gesellschafter geheilt werden.

§. 75c.

Ist die Nichtigkeit einer Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen, so
finden zum Zwecke der Abwickelung ihrer Verhältnisse die für den Fall der
Auflösung geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.
Die Wirksamkeit der im Namen der Gesellschaft mit Dritten vorgenommenen
Rechtsgeschäfte wird durch die Nichtigkeit nicht berührt.
Die Gesellschafter haben die versprochenen Einzahlungen zu leisten, soweit
es zur Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten erforderlich ist.

XXIII. An die Stelle der §§. 76, 77 treten folgende Vorschriften.

§. 76.
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Die in diesem Gesetze vorgesehenen Anmeldungen zum Handelsregister sind
durch die Geschäftsführer oder die Liquidatoren, die im §. 7 Absatz 1, §. 12
Absatz 1, §. 58 Absatz 1, §. 59 Absatz 1 Nr. 3, §. 78 Absatz 5 vorgesehenen
Anmeldungen sind durch sämmtliche Geschäftsführer zu bewirken.

§. 77.

In Ansehung der in §§. 7, 55, §. 58 Absatz 1, §. 59 Absatz 1 Nr. 3, §. 78 Absatz
5 bezeichneten Anmeldungen zum Handelsregister findet, soweit es sich um
die Anmeldung zum Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft handelt,
eine Verhängung von Ordnunsstrafen nach §. 14 des Handelsgesetzbuchs
nicht statt.

XXIV. Im §. 80 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „Eintragung des Gesellschaftsvertrags“
durch die Worte „Eintragung der Gesellschaft“ ersetzt.

Artikel 12.

Das Gesetz, betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt, vom 15. Juni
1895 (Reichs-Gesetzbl. S. 301) wird dahin geändert:

I. An die Stelle des §. 26 tritt folgende Vorschrift:

Auf das Frachtgeschäft zur Beförderung von Gütern auf Flüssen und sonstigen
Binnengewässern finden die Vorschriften der §§. 425 bis 427, 430 bis 436, 439 bis 443,
445 bis 451 des Handelsgesetzbuchs Anwendung.

II. Im §. 36 Abs. 4 werden die Worte „gerichtlich oder in anderer sicherer Weise
niederzulegen“ ersetzt durch die Worte „in einem öffentlichen Lagerhaus oder in anderer
sicherer Weise zu hinterlegen“. Im §. 52 Abs. 1, 3, im §. 54 Abs. 2, 3, im §. 77 Abs. 2 und im §.
91 Abs. 3 werden die Worte „niederzulegen, Niederlegung, Niederlegungsverfahren,
niedergelegt“ ersetzt durch die Worte „zu hinterlegen, Hinterlegung, Hinterlegungsverfahren,
hinterlegt“.
III. Im §. 52 werden die Abs. 2, 3 durch folgende Vorschriften ersetzt:
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Ist der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln oder verweigert er die Annahme oder
ergiebt sich ein sonstiges Ablieferungshinderniß, so hat der Frachtführer den Absender
unverzüglich hiervon in Kenntniß zu setzen und dessen Anweisung einzuholen. Ist dies
den Umständen nach nicht thunlich oder ist der Absender mit der Ertheilung der
Anweisung säumig oder die Anweisung nicht ausführbar, so kann der Frachtführer nach
der Bestimmung im Absatz 1 verfahren, auch wenn die Wartezeit noch nicht abgelaufen
ist. Er kann, falls das Gut dem Verderben ausgesetzt und Gefahr im Verzug ist, das Gut
auch gemäß §. 373 Absatz 2 bis 4 des Handelsgesetzbuchs verkaufen lassen.
Von der Hinterlegung und dem Verkaufe des Gutes hat der Frachtführer den Absender
und den Empfänger unverzüglich zu benachrichtigen; im Falle der Unterlassung ist er
zum Schadensersatze verpflichtet. Ist der Empfänger nicht zu ermitteln, so hat die
Benachrichtigung von der Hinterlegung durch öffentliche Bekanntmachung in
ortsüblicher Weise zu erfolgen; im Uebrigen dürfen die Benachrichtigungen
unterbleiben, soweit sie unthunlich sind

IV. Der §. 55 erhält folgende Fassung:

In den Fällen der §§. 53 und 54 hat der Frachtführer an einem der ortsüblichen
Löschplätze anzulegen. Ist durch Vereinbarung dem Empfänger das Recht zur
Anweisung des Löschplatzes eingeräumt, so finden die Bestimmungen im §. 46 Absatz 2
und 3 Anwendung.

V. Der §. 56 Abs. 2 fällt weg. Der Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Die Bestimmungen des §. 42 Absatz 1 finden entsprechende Anwendung.

VI. Im §. 58 fällt der Abs. 3 weg; der Abs. 4 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Für den Verlust oder die Beschädigung von Kostbarkeiten, Kunstgegenständen, Geld
und Werthpapieren haftet der Frachtführer nur, wenn ihm die Beschaffenheit oder der
Werth des Gutes bei der Uebergabe zur Beförderung angegeben worden ist.

VII. Der §. 61 wird durch folgende Vorschriften ersetzt:
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Nach der Annahme des Gutes durch den Empfangsberechtigten können wegen einer
Beschädigung oder Minderung des Gutes, die bei der Annahme äußerlich erkennbar ist,
Ansprüche nur geltend gemacht werden, wenn vor der Annahme der Zustand des Gutes
durch amtlich bestellte Sachverständige festgestellt ist.
Wegen einer Beschädigung oder Minderung des Gutes, die bei der Annahme äußerlich
nicht erkennbar ist, kann der Frachtführer auch nach der Annahme des Gutes in
Anspruch genommen werden, wenn der Mangel in der Zeit zwischen der Uebernahme
des Gutes durch den Frachtführer und der Ablieferung entstanden ist und die
Feststellung des Mangels durch amtlich bestellte Sachverständige unverzüglich nach
der Entdeckung und spätestens binnen einer Woche nach der Annahme beantragt wird.
Ist dem Frachtführer der Mangel unverzüglich nach der Entdeckung und binnen der
bezeichneten Frist angezeigt, so genügt es, wenn die Feststellung unverzüglich nach
dem Zeitpunkte beantragt wird, bis zu welchem der Eingang einer Antwort des
Frachtführers unter regelmäßigen Umständen erwartet werden darf.
Die Kosten einer von dem Empfangsberechtigten beantragten Feststellung sind von dem
Frachtführer zu tragen, wenn ein Verlust oder eine Beschädigung ermittelt wird, für
welche derselbe Ersatz leisten muß.
Der Frachtführer kann sich auf die Vorschriften der Absätze 1, 2 nicht berufen, wenn er
den Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat.

VIII. Als §. 61a werden folgende Vorschriften eingestellt:

Der Frachtführer haftet für den durch verspätete Ablieferung des Gutes entstandenen
Schaden, es sei denn, daß die Verspätung auf Umständen beruht, die durch die Sorgfalt
eines ordentlichen Frachtführers nicht abgewendet werden konnten.
Ist die Fracht nebst den sonst auf dem Gute haftenden Forderungen bezahlt und das Gut
angenommen, so kann der Anspruch nicht geltend gemacht werden, es sei denn, daß der
Frachtführer die Verspätung durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat.
Die Vorschrift im Absatz 2 findet auch auf andere Ansprüche gegen den Frachtführer
aus dem Frachtvertrag Anwendung, soweit die Ansprüche nicht den Vorschriften des §.
61 unterliegen.

IX. Der §. 70 Abs. 1 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Wird der Antritt oder die Fortsetzung der Reise ohne Verschulden des Absenders
zeitweilig verhindert, so braucht der Absender die Aufhebung des Hindernisses nicht
abzuwarten, er kann vielmehr vom Vertrage zurücktreten.

X. Der §. 72 fällt weg.
XI. Der §. 87 Abs. 4 wird gestrichen.
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XII. Im §. 89 Abs. 2 Satz 1, im §. 97 Abs. 1 Satz 1 und im §. 103 Abs. 1 werden die Worte: „mit
den im §. 41 der Konkursordnung bezeichneten Wirkungen“ gestrichen.
XIII. Im §. 89 Abs. 3 wird der letzte Satz durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Geltendmachung des Pfandrechts durch den Frachtführer erfolgt nach Maßgabe der
Vorschriften, die für das Pfandrecht des Frachtführers wegen der Fracht und der
Auslagen gelten.

XIV. Der §. 91 Abs. 2 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Gegen Hinterlegung des beanspruchten Beitrags bei einer öffentlichen
Hinterlegungsstelle hat die Auslieferung der Güter zu erfolgen.

XV. Im §. 102 wird die Nr. 6 durch folgende Vorschrift ersetzt:

6. die Forderungen, welche der Berufsgenossenschaft nach den Vorschriften über die
Unfallversicherung, der Versicherungsanstalt nach den Vorschriften über die
Invalidenversicherung und den Gemeinden und Krankenkassen nach den Vorschriften über die
Krankenversicherung gegen den Schiffseigner zustehen.

XVI. Der §. 110 fällt weg.
XVII. An die Stelle des §. 111 tritt folgende Vorschrift:

Wird außer dem Falle der Zwangsversteigerung das Schiff veräußert, so ist der
Erwerber berechtigt, die Ausschließung der unbekannten Schiffsgläubiger mit ihren
Pfandrechten im Wege des Aufgebotsverfahrens zu beantragen.

XVIII. Der §. 112 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Die Vorschrift des §. 111 findet keine Anwendung, wenn nur der Antheil eines
Miteigenthümers des Schiffes den Gegenstand der Veräußerung bildet.
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XIX. An die Stelle des §. 114 tritt folgende Vorschrift:

Insoweit bei der Zwangsversteigerung oder bei einer sonstigen Veräußerung des
Schiffes der Schiffseigner das Kaufgeld eingezogen hat, haftet er den Schiffsgläubigern,
deren Pfandrechte in Folge der Zwangsversteigerung oder in Folge eines nach §. 111
eingeleiteten Aufgebotsverfahrens erloschen sind, persönlich in gleicher Weise, wie im
Falle der Einziehung der Fracht.

XX. Im §. 118 wird die Nr. 8 gestrichen.
XXI. Der zehnte Abschnitt (§§. 131 bis 137) fällt weg.
XXII. Der §. 138 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Widerklage ein
Anspruch auf Grund dieses Gesetzes geltend gemacht ist, wird die Verhandlung und
Entscheidung letzter Instanz im Sinne des §. 8 des Einführungsgesetzes zum
Gerichtsverfassungsgesetze dem Reichsgerichte zugewiesen.

Artikel 13.

Der Reichskanzler wird ermächtigt, die Texte des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und
Wirthschaftsgenossenschaften, des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung, und des Gesetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt,
wie sie sich aus den in den Artikeln 10 bis 12 vorgesehenen Aenderungen ergeben, unter
fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und Abschnitte durch das Reichs-Gesetzblatt
bekannt zu machen.
Hierbei sind die in den bezeichneten Gesetzen enthaltenen Verweisungen auf Vorschriften des
Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs durch Verweisungen auf die nach Artikel 3 des
gegenwärtigen Gesetzes an die Stelle jener Vorschriften tretenden Vorschriften zu ersetzen.
Den Verweisungen auf Vorschriften der Civilprozeßordnung und der Konkursordnung sind
diese Gesetze in der Fassung zu Grunde zu legen, welche sie durch das im Artikel 1 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vorgesehene Gesetz erhalten.
Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesgesetzen auf Vorschriften der im Abs. 1 bezeichneten
Gesetze verwiesen ist, treten die entsprechenden Vorschriften der durch den Reichskanzler
bekannt gemachten Texte an ihre Stelle.

Artikel 14.

https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_privatrechtlichen_Verh%C3%A4ltnisse_der_Binnenschiffahrt#§._114.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_privatrechtlichen_Verh%C3%A4ltnisse_der_Binnenschiffahrt#§._118.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_privatrechtlichen_Verh%C3%A4ltnisse_der_Binnenschiffahrt#Zehnter_Abschnitt._Verpfändung_und_Zwangsvollstreckung.
https://de.wikisource.org/wiki/Gesetz,_betreffend_die_privatrechtlichen_Verh%C3%A4ltnisse_der_Binnenschiffahrt#§._138.


Das Börsengesetz vom 22. Juni 1896 (Reichs-Gesetzbl S. 157) wird dahin geändert:

I. Die §§. 33, 34 werden durch folgende Vorschriften ersetzt:

§. 33.

Das von dem Kursmakler zu führende Tagebuch ist vor dem Gebrauche dem
Börsenvorstande zur Beglaubigung der Zahl der Blätter oder Seiten
vorzulegen.
Wenn ein Kursmakler stirbt oder aus dem Amte scheidet, ist sein Tagebuch
bei dem Börsenvorstande niederzulegen.

§. 34.

Die Kursmakler sind zur Vornahme von Verkäufen und Käufen befugt, die
durch einen dazu öffentlich ermächtigten Handelsmakler zu bewirken sind.

II. Der §. 45 Satz 2 fällt weg,
III. Der §. 58 Abs. 2 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Ehefrauen, die nicht Handelsfrauen sind, bedürfen der Genehmigung des
Ehemannes.

IV. Der §. 63 Abs. 1 Satz 2 wird durch folgende Vorschrift ersetzt:

Für Ehefrauen, die nicht Handelsfrauen sind, genügt der Antrag des Ehemannes.
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V. Der §. 69 erhält folgenden Abs. 2:

„Diese Vorschrift wird durch die Vorschrift des §. 764 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs nicht berührt.“

VI. Die §§. 70 bis 74 fallen weg.

Artikel 15.

Die privatrechtlichen Vorschriften der Landesgesetze bleiben insoweit unberührt, als es in
diesem Gesetze bestimmt oder als im Handelsgesetzbuch auf die Landesgesetze verwiesen ist.
Soweit die Landesgesetze unberührt bleiben, können auch neue landesgesetzliche
Vorschriften erlassen werden.

Artikel 16.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über Lagerscheine und
Lagerpfandscheine, die Vorschriften über Lagerscheine jedoch nur insoweit, als sie den §. 363
Abs. 2 und die §§. 364, 365, 424 des Handelsgesetzbuchs ergänzen.

Artikel 17.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über Checks.

Artikel 18.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über den Vertrag zwischen dem Brauer
und dem Wirthe über die Lieferung von Bier, soweit sie das aus dem Vertrage sich ergebende
Schuldverhältniß für den Fall regeln, daß nicht besondere Vereinbarungen getroffen werden.

Artikel 19.

Unberührt bleiben:

1. für das Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin die §§. 51 bis 53, 55 der Verordnung vom
28. Dezember 1863, betreffend die Publikation des Handelsgesetzbuchs, sowie die zur
Abänderung dieser Verordnung ergangene Verordnung vom 22. Oktober 1869;
2. für die freie Hansestadt Bremen die Verordnung vom 12. Februar 1866, betreffend die
Löschung der Seeschiffe, nebst den dazu später ergangenen Gesetzen;
3. für die freie und Hansestadt Hamburg der §. 50 des Einführungsgesetzes zum Allgemeinen
Deutschen Handelsgesetzbuche vom 22. Dezember 1865.
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Artikel 20.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen ein Pfandrecht an einem
im Bau begriffenen Schiffe ohne Uebergabe des Schiffes durch Eintragung in ein besonderes
Register bestellt werden kann, sowie die landesgesetzlichen Vorschriften über die
Zwangsversteigerung eines solchen Schiffes.

Artikel 21.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften zur Ausführung der Allgemeinen
Deutschen Wechselordnung, soweit sie durch das Bundesgesetz vom 5. Juni 1869 (Bundes-
Gesetzbl. S. 379) aufrecht erhalten sind. Dies gilt jedoch nicht für die Vorschriften über
kaufmännische Anweisungen.

Artikel 22.

Die zur Zeit des Inkrafttretens des Handelsgesetzbuchs im Handelsregister eingetragenen
Firmen können weitergeführt werden, soweit sie nach den bisherigen Vorschriften geführt
werden durften.
Die Vorschriften des §. 20 des Handelsgesetzbuchs über die in die Firma der
Aktiengesellschaften und der Kommanditgesellschaften auf Aktien aufzunehmenden
Bezeichnungen finden jedoch auf die bei dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs für eine
solche Gesellschaft in das Handelsregister eingetragene Firma Anwendung, wenn die Firma
ans Personennamen zusammengesetzt ist und nicht erkennen läßt, daß eine Aktiengesellschaft
oder eine Kommanditgesellschaft auf Aktien die Inhaberin ist.

Artikel 23.

Auf die Errichtung einer Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien, die vor
dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs zur Eintragung in das Handelsregister angemeldet
ist, finden die bisherigen Vorschriften Anwendung, sofern vor diesem Zeitpunkte die
Voraussetzungen erfüllt sind, an deren Nachweis die bisherigen Vorschriften die Eintragung
knüpfen.

Artikel 24.

Sind die Aktien einer bestehenden Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien
gemäß den vor dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 18. Juli 1884 (Reichs-Gesetzbl. S. 123) in
Geltung gewesenen Vorschriften auf einen geringeren Betrag als eintausend Mark gestellt, so
bleiben im Falle einer Zusammenlegung oder sonstigen Umwandlung dieser Aktien die
Vorschriften des §. 180 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs außer Anwendung. Der Nennbetrag
der Aktien darf jedoch nicht herabgesetzt werden.
Wird das Grundkapital einer bestehenden Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf
Aktien durch Ausgabe neuer Aktien erhöht, so finden die Vorschriften des §. 180 Abs. 1 des
Handelsgesetzbuchs auf die neuen Aktien Anwendung, auch wenn die Ausgabe mittelst
Umwandlung von Aktien der im Abs. 1 bezeichneten Art geschieht.
Diese Vorschriften gelten auch für Interimsscheine.
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Artikel 23.

Die Vorschriften des §. 228 des Handelsgesetzbuchs über die Kraftloserklärung abhanden
gekommener oder vernichteter Aktien finden auch in dem Falle Anwendung, daß eine Aktie
vor dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs abhanden gekommen oder vernichtet worden
ist.

Artikel 26.

Die vor dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs erfolgte Außerkurssetzung einer auf den
Inhaber lautenden Aktie verliert mit dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs ihre Wirkung.

Artikel 27.

Auf Personen, die bei dem Inkrafttreten des Handelsgesetzbuchs Mitglieder des Vorstandes
einer Aktiengesellschaft sind, finden für die Dauer der Bestellung die Vorschriften des §. 236
des Handelsgesetzbuchs über den Betrieb eines Handelsgewerbes und über die Betheiligung
an einer anderen Gesellschaft nur in der Beschränkung auf den Handelszweig der
Aktiengesellschaft Anwendung.

Artikel 28.

Die Vorschrift des §. 283 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs über die Zusicherung von Rechten
auf den Bezug neu auszugebender Aktien findet auf eine vor dem Inkrafttreten des
Handelsgesetzbuchs ertheilte Zusicherung keine Anwendung.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Urville, den 10. Mai 1897.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst zu Hohenlohe.

Einführungsgesetz zu dem Gesetz über die
Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung
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Titel: Einführungsgesetz zu dem Gesetz über die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung.

Fundstelle: Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1897, Nr. 14, Seite 135
– 137

Fassung vom: 24. März 1897
Bekanntmachung: 3. April 1897
Quelle: Scan auf Commons

(Nr. 2373.) Einführungsgesetz zu dem Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung. Vom 24. März
1897.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags,
was folgt:

§. 1.

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung tritt, soweit es die
Schiffe betrifft, gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch, im Uebrigen für jeden
Grundbuchbezirk mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem das Grundbuch als angelegt
anzusehen ist.
Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche finden
entsprechende Anwendung.

§. 2.

Soweit in dem Einführungsgesetze zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu Gunsten der
Landesgesetze Vorbehalte gemacht sind, gelten sie auch für die Vorschriften der
Landesgesetze über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung. Den
Landesgesetzen stehen nach Maßgabe der Artikel 57, 58 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche die Hausverfassungen gleich.
Es treten jedoch die landesgesetzlichen Vorschriften außer Kraft, nach welchen den
landschaftlichen und ritterschaftlichen Kreditanstalten für den Anspruch auf ältere als
zweijährige Rückstände wiederkehrender Leistungen ein Vorrecht vor den im §. 10 Nr. 1 bis 6
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung bezeichneten
Ansprüchen beigelegt ist.

§. 3.

Die im Artikel 113 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bezeichneten
Vorschriften bleiben auch insoweit unberührt, als sie für den Anspruch des
Entschädigungsberechtigten oder des Dritten, welcher die Entschädigung geleistet hat, ein
Recht auf Befriedigung aus dem Grundstücke gewähren und den Rang dieses Rechtes
bestimmen. Jedoch kann dem Anspruch auf Rückstände wiederkehrender Leistungen ein
Vorrecht nur mit der im §. 2 Abs. 2 bezeichneten Einschränkung beigelegt werden.
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§. 4.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß gewisse öffentliche Lasten anderen im Range
vorgehen.
In denjenigen Bundesstaaten, in welchen die Besteuerung des inländischen Bieres der
Landesgesetzgebung vorbehalten ist, bleiben auch die Vorschriften unberührt, nach welchen
bei der Zwangsvollstreckung in ein der Brauerei dienendes Grundstück oder in ein mit diesem
räumlich verbundenes Grundstück die zum Zwecke der Besteuerung des Bieres zu
entrichtenden Abgaben den öffentlichen Lasten des Grundstücks gleichstehen.

§. 5.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß dem Antrag auf Zwangsversteigerung ein
Auszug aus einem Steuerbuche beigefügt werden soll.

§. 6.

Durch die Landesjustizverwaltung kann angeordnet werden, daß die Bestimmung des
Versteigerungstermins noch andere als die im §. 38 des Gesetzes über die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung vorgeschriebenen Angaben über das
Grundstück enthalten soll.

§. 7.

Unberührt bleiben die bestehenden landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen noch
andere als die in den §§. 39, 40 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung bezeichneten Veröffentlichungen der Terminsbestimmung zu erfolgen
haben.

§. 8.

Durch Landesgesetz kann für die Zwangsversteigerung bestimmt werden, daß die vor dem
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingetragenen Hypotheken bei der Feststellung
des geringsten Gebots und bei der Aufstellung des Theilungsplans nur auf Grund einer
Anmeldung zu berücksichtigen sind.
In einem solchen Falle muß die im §. 37 Nr. 4 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und
die Zwangsverwaltung vorgeschriebene Aufforderung auf die Anmeldung der Ansprüche aus
den bezeichneten Hypotheken ausgedehnt werden.

§. 9.

Soweit ein nach Landesgesetz begründetes Recht an einem Grundstücke, das nicht in einer
Hypothek besteht, zur Wirksamkeit gegen Dritte der Eintragung nicht bedarf oder soweit eine
Dienstbarkeit oder eine Reallast als Leibgedinge, Leibzucht, Altentheil oder Auszug
eingetragen ist, bleibt das Recht nach Maßgabe des Landesgesetzes von der
Zwangsversteigerung unberührt, auch wenn es bei der Feststellung des geringsten Gebots
nicht berücksichtigt ist.
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Das Erlöschen eines solchen Rechtes ist auf Verlangen eines Betheiligten als
Versteigerungsbedingung zu bestimmen, wenn durch das Fortbestehen ein dem Rechte
vorgehendes oder gleichstehendes Recht des Betheiligten beeinträchtigt werden würde; die
Zustimmung eines anderen Betheiligten ist nicht erforderlich.

§. 10.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen bei der
Zwangsversteigerung

1. für Gebote kommunaler Körperschaften sowie gewisser Kreditanstalten und Sparkassen
Sicherheitsleistung nicht verlangt werden kann;
2. die Sicherheit auch durch Stellung eines Bürgen nach §. 239 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
geleistet werden darf.

§. 11.

Durch Landesgesetz kann für die Zwangsversteigerung, unbeschadet des §. 112 Abs. 2 Satz 4
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung, bestimmt werden,
daß und nach welchen Grundsätzen der Werth des Grundstücks festgestellt werden soll.

§. 12.

Die Landesgesetze können für die Fälle, in welchen bei der Zwangsversteigerung oder der
Zwangsverwaltung ein Aufgebotsverfahren erforderlich wird, die Art der Bekanntmachung des
Aufgebots und die Aufgebotsfristen abweichend von den Vorschriften der §§. 825, 827 der
Civilprozeßordnung bestimmen.

§. 13.

Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß die in dem Gesetz über die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung dem Vollstreckungsgerichte zugewiesenen
Amtshandlungen, soweit nicht über die Anordnung, Aufhebung oder Verbindung des
Verfahrens oder über die Zulassung des Beitritts eines Gläubigers zu entscheiden ist, von
einer anderen Behörde oder einem Beamten oder einem Notar ganz oder theilweise
wahrzunehmen sind.
Wird die Aenderung einer Entscheidung der Behörde, des Beamten oder des Notars verlangt,
so ist die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts nachzusuchen; auf das Verfahren finden
die Vorschriften der §§. 96 bis 104 des bezeichneten Gesetzes entsprechende Anwendung. Die
Beschwerde findet gegen die Entscheidung des Vollstreckungsgerichts statt.

§. 14.

Die Landesjustizverwaltung kann für die Geschäftsführung der Verwalter, welche bei der
Zwangsverwaltung bestellt werden, und für die den Verwaltern zu gewährende Vergütung
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allgemeine Anordnungen treffen.

§. 15.

Ein vor dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung beantragtes Verfahren ist nach den Landesgesetzen zu erledigen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1897.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst zu Hohenlohe.


